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Warum zuerst das eidgenössische Frauenstimmrecht?
-in. Im Vorfeld der eidgenössischen Volksabstimmung über das

Frauenstimm- und -Wahlrecht in eidgenössischen Angelegenheiten wird
nicht selten die Frage aufgeworfen, warum nun eigentlich zuerst das

Frauenstimmrecht vorgelegt werde. Sind denn, wird
etwa gefragt, unsere Volksrechte und politischen Institutionen nicht aus
Gemeinde und Kanton hervorgegangen, und wenn dem so ist, sollte nicht
auch das Frauenstimmrecht zuerst in Gemeinden und Kantonen einge-
führt, schliesslich dann auch im Bund in der Verfassung verankert werden

Gewiss sind viele unserer politischen Einrichtungen aus der Gemein-
de hervorgegangen, geht unsere Demokratie zum Teil doch sogar auf die
germanische Zeit zurück. Trotzdem bleibt die Tatsache bestehen, dass
sogar in den Landsgemeindekantonen viele Bürger der politischen Rechte
völlig entbehrten, nämlich die Beisässen und erst recht die Hintersassen,
und dass in den aristokratischen Stadtregimes eine untertänige Land-
schaft politisch fast rechtlos war, dass ausländische welthistorische Um-
wälzungen wie die französische Revolution, dann die Julirevolution, die
die Regenerationsbewegung auslöste, den Boden für Rechtsgleichheit und
Freiheitsrechte vorbereiten halfen und in einer ganzen Reihe von Kan-
tonen erst die Bundesverfassung von 1848 die Volksrechte brachte, die
man heute vielfach fälschlicherweise als althergebrachte betrachtet. Der
SaBi ist also in wesentlichen Punkten und für weite Gebiete unseres
Landes vorangegangen; später sind dann allerdings
im Bund Institutionen eingeführt worden, die sich in den Kantonen zu-
erst zu bewähren hatten wie das Initiativrecht, während andere im Bund
keine Verwirklichung fanden wie etwa das Finanzreferendum oder das
obligatorische Gesetzesreferendum der Kantone.

Insofern liegt also gar Fh// nor, wenn der
Bund mit einer verfassungsrechtlichen Neuerung vorangeht. Nun darf
aber doch in Erinnerung gerufen werden, dass wir bisher in 12 Kantonen
nicht weniger als 25 Abstimmungen über ein umfassendes oder partielles
Frauenstimmrecht durchführten, abgesehen von verschiedenen Gemeinde-
abstimmungen. Schon 1920 wurden die Zürcher kantonalen Stimmberech-
tigten aufgerufen, zum Frauenstimmrecht Stellung zu nehmen, und in der
Folge fanden 1923, 1947 und 1954, im Kanton Bern bekanntlich zuletzt
1956, Volksabstimmungen statt. Glarus, Solothurn, die beiden Basel, die
Kantone Tessin und Waadt, Neuenburg und Genf sowie 1921 St. Gallen
hatten sich dazu auszusprechen. Gewiss ist dabei nirgends eine Mehrheit
zustandegekommen, aber es hat doch gelegentlich sehr wenig gefehlt:
das Stimm- und Wahlrecht der Frauen in Gemeindeangelegenheiten ist im
Kanton Solothurn im Jahre 1948 mit dem Zufallsmehr von 9535 gegen
9353 Stimmen verworfen worden, und im Kanton Baselland ist das
Stimm- und Wahlrecht der Frauen in Schul- und Armensachen sowie in
Kirchenangelegenheiten der reformierten Kirche schon 1926 nur mit dem

1



äusserst knappen Mehr von 158 Stimmen, bei über 7000 abgegebenen
Stimmen, abgelehnt worden. Und zwar hat man jeweils bei den kanto-
nalen Urnengängen den Einwand gehört, eigentlich sei nicht recht zu
verstehen, warum gerade „wir" voranzugehen hätten und nicht der Bund
einen entsprechenden Schritt unternehme.

Schliesslich aber haben Bundesrat und Bundesversammlung der Tat-
sache Rechnung getragen, dass sie seit Jahren durch Motionen, Postulate
und Petitionen aufgefordert wurden, endlich einmal eine entsprechende
Vorlage einzubringen. Der Bundesrat war der Demonstrationen ohne
praktische Folgen allmählich müde; er hatte vom Schauspiel der Postu-
late, die in den Räten angenommen werden und dann in einer Schublade
verschwinden, worauf einige Jahre später wieder ein ähnliches Postulat
Annahme findet, genug und entschloss sich, dem Parlament die Frage
vorzulegen, ob es bereit sei, den Souverän zu befragen- Dabei hat der
Bundesrat von jeher festgehalten, dass nur eine Verfassungsrevision zum
Ziele führen könne und nicht etwa eine Verfassungsinterpretation, die die
Frauen den Männern ohne weitere Volksbefragung gleichstellt.

Eine hat den grossen Vorteil, dass
einmal das ganze Land gleichzeitig Stellung beziehen kann und dabei die
politischen Kräfte im Bund zur vollen Auswirkung gelangen- Wenn auch
eine der grossen, das ganze Land umfassenden politischen Parteien be-
schlössen hat, die Stellungnahme den kantonalen Parteien zu überlassen,
so geht es doch diesmal um einen am erâe# e&A
gewössiscÄe« .SizAcÄeiii, in dem kantonale und regionale Besonderheiten
zurücktreten. Welches auch der Ausgang dieser Volksabstimmung sein
wird: sie wird auf alle Fälle gültige Schlüsse über den Stand der Bereit-
schaft der stimmberechtigten Männer hinsichtlich der Gewährung der
Gleichberechtigung gestatten und zeigen, welches die aussichtsreichsten
Positionen des Frauenstimmrechts sind, wo sich geschlossene Gebiete be-
fürwortend äussern und wo die Widerstände zu überwinden sein werden.
Und gerade das lag dem verstorbenen Chef des Justiz- und Polizeidepar-
tements, Bundesrat Dr. Feldmann am Herzen, der einen klaren, das ganze
Land umfassenden Volksentscheid herbeiführen wollte.

VorsteherinnenschuEe
bildet Töchter und Frauen in 2-jährigem Lehrgang für die Leitung alkoholfreier

Restaurants, Hotels und Gemeindestuben aus. Kein Schulgeld. Freie Kost und

Logis. Eigene Stellenvermittlung.

Prospekte, Auskünfte, Anmeldungen :

Zürcher Frauenverein für alkoholfreie Wirtschaften
Dreikönigstrasse 35 Zürich 2 Tel. 051 /23 86 93
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